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BLICK NACH SPANIEN
von Ralph Schulze aus Madrid

Nicht nur Grenzschutz
Rabat/Madrid – Bisher wur-

de Einwanderungspolitik
in Europa vor allem als Politik
der Grenzsicherung verstan-
den.

Die Mauern der „Festung
Europa“ wurden vor allem im
Süden immer weiter erhöht,
damit auch ja kein afrikani-
scher Einwanderer unerlaub-
terweise in den gelobten Kon-
tinent eindringt. Doch das half
wenig, denn die Immigranten-
ströme aus Afrika fanden im-
mer neue Wege, um das Meer
und den europäischen Grenz-
zaun zu überwinden. Eine eu-
ropäische Immigrationspolitik
erfordert halt mehr, als die
Grenzen abzuschotten: Etwa
massive Hilfe für jene afri-
kanischen Staaten, in denen
mangels Zukunftsperspekti-
ven Hunderttausende davon
träumen, nach Europa zu ge-
langen. Dies ist die wohl wich-
tigste Erkenntnis des Migra-
tions-Gipfels in der marok-
kanischen Hauptstadt Rabat,
wo Europa gelobte, seinen
Einsatz in und für Afrika zu
verstärken.

Doch schwieriger wird es
für die Europäer sein, den

schönen Worten auch hand-
feste Taten folgen zu lassen:
Deutlich mehr Entwicklungs-
hilfe. Die Ächtung statt Un-
terstützung autoritärer Regi-
me. Streichung von Subven-
tionen für jene europäischen
Agrarprodukte, welche derzeit
afrikanische Märkte über-
schwemmen und den dortigen
Bauern das Überleben noch
schwerer machen.Rückzug der
europäischen Fischfangflotten
von den afrikanischen Kü-
sten.

Die alles erfordert Zeit, Mut
und ein Umdenken, das zudem
folgende Erkenntnis einsch-
ließt: Europa ist ein Einwan-
derungskontinent. Die Zu-
wanderung darf daher nicht
kriminalisiert werden, son-
dern muss in geordnete Bah-
nen gelenkt und als Chance
begriffen werden. Zumal es
sich bei den afrikanischen Im-
migranten meist um hochmo-
tivierte Jobsuchende handelt,
die bereit sind, Arbeiten zu
verrichten, etwa in der Land-
wirtschaft, die kaum ein West-
europäer mehr machen möch-
te. (ulz)

Afrikanische Flüchtlinge sollen zurück

Rabat (APA) – Auf der in Rabat
tagenden euro-afrikanischen
Ministerkonferenz über Migra-
tion und Entwicklung haben
sich rund 20 afrikanische Staa-
ten zur Rücknahme ihrer illegal
in Europa eingereisten Staats-
bürger bereit erklärt.

Zu der Konferenz hatten
Spanien und Marokko aufge-
rufen. Während seit Wochen er-
neut Tausende von Schwarz-
afrikaner in Booten die Kana-
rischen Inseln ansteuern, wur-
den vor wenigen Tagen drei
Flüchtlinge an der spa-
nisch-marokkanischen Grenze
in Melilla von marokkanischen
Grenzschützern beim Versuch,
die Zäune zu überwinden, er-
schossen.

Vor dem Hintergrund der
dramatischen Umstände der
jüngsten Immigrantenströme

von Westafrika nach Europa
und insbesondere Spanien be-
schließen die 27 afrikanischen
und 30 europäischen Teilneh-
merstaaten in der marokkani-
schen Hauptstadt den von Spa-
nien erarbeiteten „Afrika-Ak-
tionsplan“, der neben verstärk-
ten Sicherheitsmaßnahmen
auch Entwicklungsprojekte in
den Herkunftsländern der
Flüchtlinge vorsieht.

Spaniens Außenminister Mi-
guel Angel Moratinos (im Bild)
ging kündigte zur Umsetzung
des Aktionsplans 10 Millionen
Euro für Marokko, 20 Millionen
Euro für die Finanzierung von
Infrastrukturplänen in West-
afrika sowie weitere 10 Millio-
nen Euro in Form von Klein-
krediten für verschiedene afri-
kanische Staaten an. Foto: APA/epa

Chefredakteur stirbt bei Autounfall
Klausenburg (mtz) – Der Che-
fredakteur der in ungarischer
Sprache in Rumänien erschei-
nenden Zeitung „Szabadság“,
Áron Balló (Bild), ist am ver-
gangenen Freitag bei einem
Autounfall auf dem Nachhau-
seweg von Satu-Mare, wo er für
einen Zeitungsbericht recher-
chiert hatte, ums Leben gekom-
men.

Beim Überholen eines Ret-
tungsautos bemerkte er ein un-
beleuchtetes Pferdefuhrwerk
zu spät und stieß beim Aus-
weichmanöver frontal gegen
ein entgegenkommendes Fahr-
zeug. Trotz der sofortigen Er-
sten Hilfe der Einsatzkräfte
verstarb der 38-Jährige noch an
Ort und Stelle.

„Szabadság“ ist eine Tages-
zeitung für die in Rumänien le-
bende ungarische Minderheit
und als solche auch Mitglied
der Midas, der Vereinigung von
Tageszeitungen in Minderhei-
ten- und Regionalsprachen.

„Der plötzliche tragische Tod
von Áron reißt eine große Lücke
in die Midas Familie und es ist
kaum vorstellbar, ihn nicht bei
einem der nächsten Treffen in
unserer Mitte zu haben. Seine
freundliche ausgewogene Art
und Weise, sein persönliches
Engagement für die vielen Ak-

tivitäten bei der Zeitung und
bei Midas machten ihn zu einer
Stütze unserer Vereinigung“,
hieß es gestern in einer Aus-
sendung von Midas-Präsident
Toni Ebner und Generalsekre-
tär Günther Rautz.

Stolz habe er seit vergange-
nem Frühjahr darum gewor-
ben, dass die nächste Mi-
das-Generalversammlung in
seiner Heimatstadt Klausen-
burg (Cluj) stattfinde. Seine
Frau Katalin Maksay sowie die
Redaktion von „Szabadság“
werde nun an diesem Wunsch
Áron Ballós weiter arbeiten,
hieß es. Foto: „D“

ÖSTERREICH / Politik

Der ÖVP geht’s gut
Schwarze Sommerkampagne im Vorwahlkampf

Wien (APA) – Mit „guten Aus-
sichten“ geht die ÖVP in den
sommerlichen Vorwahlkampf.

Das verkünden zumindest
die Sommerplakate der Volks-
partei, die gestern von Gene-
ralsekretär Reinhold Lopatka
präsentiert wurden. Auf diesen
zu sehen ist Bundeskanzler
Wolfgang Schüssel – ein Mal als
Wanderer an einem Brunnen
und ein Mal als moderner
Stadtmensch im Gespräch mit
drei jungen Leuten. Die jewei-
ligen Slogans verkünden:
“Österreich. Hier geht’s uns
gut“ und “Österreich. Gute

Aussichten“. Als Wahlkampf
wollte Lopatka die Plakate
freilich nicht sehen, es handle
sich schlicht um die jährlichen
Sommerplakate.

Die offenbar jeweils auf Jung
und Alt abzielenden Sommer-
plakate sollen laut Lopatka
vermitteln, dass “Österreich
gut unterwegs“ und „moder-
ner, sicherer und menschlicher
geworden“ sei. Das Land sei
ein Vorzeigebeispiel für das
„europäische Lebensmodell“,
meinte Lopatka. Die Kampa-
gne soll bis Schulbeginn lau-
fen.

Generalsekretär Reinhold Lopatka bei der Vorstellung der
ÖVP-Sommerplakate: Österreich. Gute Aussichten. Foto: APA/R.Jäger

GLAUBE / Martyrium

Christenverfolgungen im Irak
UNHCR-Bericht: Mit Anschlägen, Diskriminierung und Hetze konfrontiert

Wien (APA) – Die Christen-
verfolgung im Irak hat sich
dramatisch verschärft. Das ist
das Ergebnis einer neuen Ana-
lyse zur Situation der christ-
lichen Bevölkerung im Irak des
Flüchtlingshochkommissariats
der Vereinten Nationen (UN-
HCR).

Christen im Irak werden
häufig pauschal als Unterstüt-
zer der multinationalen Koali-
tionstruppen und der iraki-
schen Übergangsregierung und
somit als „Verräter“ des ira-
kischen Volkes gesehen. Seit
Jahresanfang kam es infolge
der Krise um die Moham-
med-Karikaturen verstärkt zu
Anschlägen auf Kirchen und
Übergriffe auf Christen vor al-
lem im Nordirak, geht aus dem
UNHCR-Bericht hervor.

Schätzungen zufolge gehö-
ren derzeit nur drei Prozent der
etwa 26 Millionen Einwohner
des Irak einer nicht-moslemi-
scher Religionsgemeinschaft
an, darunter chaldäische, as-
syrische, syrisch-orthodoxe,
armenische und protestanti-
sche Christen. Die Zahl der im
Staat lebenden Christen soll
nach offiziellen Angaben von
etwa 1,4 Millionen im Jahr

1987 auf deutlich weniger als
eine Million gesunken sein.

17,8 Prozent der Iraker, die
sich derzeit in Syrien aufhal-
ten, sind Angehörige einer
christlichen Religionsgemein-
schaft und somit – gemessen an
ihrem Anteil an der Gesamt-
bevölkerung – unter den ira-
kischen Flüchtlingen deutlich
überrepräsentiert. In Damas-
kus stellen katholische und or-
thodoxe Christen (44 Prozent)
die größte Gruppe der vom

UNHCR registrierten iraki-
schen Flüchtlinge dar. Auch in
Jordanien habe viele irakische
Christen Zuflucht gesucht.

„Der UNHCR-Bericht zeigt,
dass Christen stärker aus dem
Irak fliehen als andere Perso-
nengruppen. Außerdem ver-
zeichnet man einen Anstieg an
Irakis, die aus religiösen Mo-
tiven das Land verlassen. Ne-
ben vermehrten Übergriffen
und Anschlägen auf Christen,
Kirchen und christliche Ein-

richtungen verspüren Christen
im Irak verschiedene Druck-
mittel – Drohbriefe, Flugblatt-
kampagnen, Hetze über Inter-
net und Plakate, Verfolgun-
gen“, erklärt Roland Schön-
bauer, Sprecher von UNHCR
Österreich.

Der Analyse zufolge sind sie
mit Diskriminierungen auf
dem Arbeitsmarkt, einge-
schränktem Zugang zu sozialer
Grundversorgung und Behin-
derungen bei der Ausübung des
Wahlrechts konfrontiert. In den
irakischen Gesetzgebungs-
und Regierungsinstitutionen
haben die Christen kaum po-
litisches Gewicht – im Parla-
ment sind sie mit nur sechs von
275 Sitzen vertreten.

In Videobotschaften der is-
lamistischen Terrororganisati-
on Al Kaida werden die Chri-
sten für die gegenwärtige Si-
tuation im Irak verantwortlich
gemacht und der Beleidigung
des Islam bezichtigt. Häufig
sollen Christen durch Gewal-
takte für nichtislamisches Ver-
halten, etwa einer zu freizü-
gigen Kleiderordnung sowie
dem Genuss und Ausschank
von Alkohol, „abgestraft“ oder
„ermahnt“ werden.

Nicht überall können syrisch-orthodoxe Christen so frei beten wie
in Jerusalem: Immer mehr Christen flüchten aus dem Irak in die
umliegenden Länder. Foto: APA/epa

UNO / Aufrüstung

Das Gerangel der Diplomaten
China und Südkorea kritisieren Japans klare Linie nach Nordkoreas Atom-Tests 

Peking/Seoul (APA/dpa) – In
der Krise um die nordkorea-
nischen Raketentests haben
China und Südkorea deutlich
gemacht, dass sie die von Japan
mit Unterstützung der USA bei
den Vereinten Nationen bean-
tragten Sanktionen gegen
Nordkorea strikt ablehnen.

China werde nichts zulassen,
was die Spannungen noch wei-
ter verschärfen könne, betonte
Staats- und Parteichef Hu Jin-
tao gestern bei einem Treffen
mit dem Vizepräsidenten des
nordkoreanischen Parlaments,
Yang Hyong Sop, in Peking.

Der
US-Sonder -
emissär Chri-
stopher Hill
(Bild) ist neu-
erlich zu kurz-
fristig anbe-
raumten Ge-
sprächen in
Peking einge-
troffen. Er er-

hoffe sich von seinen Kontak-
ten Aufschluss über diploma-
tische Bemühungen der Chi-
nesen, sagte Hill gestern kurz
nach seiner Landung in der
chinesischen Hauptstadt. Die
Vetomächte Russland und Chi-
na lehnen im UNO-Sicher-
heitsrat Sanktionen gegen
Pjöngjang ab.

Die Sprecherin des chinesi-
schen Außenministeriums, Ji-
ang Yu, erklärte, die von den
Japanern beantragten Sank-
tionen seien „eine Überreak-
tion“. „Wenn sie angenommen
werden, führen sie zu einer Es-
kalation.“

Südkorea wirft Japan vor,
mit einer provozierenden Rhe-
torik die Spannungen anzuhei-

zen. Ein Sprecher des süd-
koreanischen Präsidialamts,
Jung Tae Ho, erklärte, mit sei-
nen „bedrohlichen Bemerkun-
gen“ untergrabe Japan den
Frieden in der Region und auch
die Friedensbemühungen auf
der koreanischen Halbinsel.
Jung bezog sich dabei auf
Äußerungen des japanischen
Regierungssprechers Shinzo
Abe, der vorgestern erklärt
hatte, in Japan werde auch
über einen möglichen Präven-
tivangriff auf die nordkorea-

nischen Raketenstellung nach-
gedacht.

Die beiden koreanischen
Staaten haben indessen neue
Versöhnungsgespräche begon-
nen. Eine nordkoreanische Re-
gierungsdelegation traf in Pu-
san (Busan) ein. Seoul hatte die
schon länger geplanten Ge-
spräche nach den Raketentests
bewusst nicht abgesagt. Nor-
malerweise geht es bei den
Treffen um humanitäre Fragen,
es wurde aber erwartet, dass
dieses Mal die Spannungen in

der Region ganz oben auf der
Tagesordnung stehen würden.

US-Präsident George W.
Bush hat inzwischen signali-
siert, dass er auf weitere Ver-
handlungen setzt. Im Gespräch
mit dem deutschen „Handels-
blatt“ (heutige Ausgabe) be-
grüßte er es ausdrücklich, dass
Japan seinen Antrag auf eine
UNO-Sicherheits-Resolution
verzögert habe, um China die
Möglichkeit zu weiteren Ge-
sprächen mit der Führung in
Pjöngjang zu geben. Foto: Reuters

Der Vizepräsident des nordkoreanischen Parlamentes Yang Hyong Sop war gestern in Peking, um den
diplomatischen Spielraum auszuloten, den sein Land nach den Atomtests noch hat. Reuters 


